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    Landestierärztekammer Baden-Württemberg 

        -Körperschaft des öffentlichen Rechts-    5.2026, aktualisiert 

 

Ausfüllhinweise  

Berufsausbildungsvertrag 

Der vorliegende Vertrag orientiert sich an den Vorgaben bzw. Anforderungen des Berufsbil-

dungsgesetzes (BBiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 2020 (BGBl. I S. 

920), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022(BGBl. I S. 1174) geändert 

worden ist sowie weiteren gesetzlichen Vorschriften aus Arbeitszeitgesetz (AbZG), Jugend-

arbeitsschutzgesetz (JuArbSchG), Sozialgesetzbuch 4 (SGB IV) und Bundesurlaubsgesetz 

(BurlG) in den am 1.8.2022 geltenden Fassungen. 

Wird im Vertragsmuster und/oder dem Anhang von der „zuständigen Stelle“ gesprochen, ist 

das immer die Tierärztekammer, in deren Einzugsbereich die Ausbildungsstätte fällt (§ 71 

Abs. 6 BBiG). Grundsätzlich sind mit der Verwendung personalisierter Bergriffe alle vom 

Bundesverfassungsgericht anerkannten Geschlechter gemeint und berücksichtigt. 

 
Rechtliche Regelungen finden Sie auf der Homepage der Landestierärztekammer Baden-
Württemberg www.ltk-bw.de (Bereich TFA).  
Die aktuellen Tarifverträge stehen über die jeweiligen internen Homepages für die bpt- und 
VmF-Mitglieder zum Abruf bereit. 
 
Informationen zum Jugendarbeitsschutz (minderjährige Auszubildende) stellt u.a. das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales in einer Broschüre als PDF zum Download zur  
Verfügung: www.bmas.de (Service/Publikationen/Broschüren/Klare Sache-Jugendarbeits-
schutz und Kinderarbeitsschutzverordnung) 
 

Bitte beachten Sie beim Ausfüllen des Berufsausbildungsvertrages Folgendes: 

 

A Angaben zu den Vertragspartnern 

 
➢ Angaben zur Ausbildungsstätte 

 
- Praxisstempel  

(Ausbildender=Vertragspartner: Inhaber/Vertreter von Praxis/Klinik/Gesundheits-
zentrum/Institution) 

- Ort der Ausbildung (wenn abweichend von Adresse des Stempels) 
- verantwortliche/r Ausbilder/in (Tierärztin/Tierarzt mit Approbation) 

(Ausbilder/in=Person, die die Ausbildung tatsächlich vornimmt.) 
 

➢ Angaben zur/zum Auszubildenden 

- Geschlecht 
- Name, Vorname (bitte auch Zweitnamen angeben) 
- Anschrift 
- Geburtsort 
- Staatsangehörigkeit 

 
Bei minderjährigen Auszubildenden sind zusätzlich die Namen der Erziehungsbe-
rechtigten (gesetzliche Vertreter) und deren Anschrift anzugeben. 

http://www.bmas.de/
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B Angabe zum Ausbildungsbeginn/-ende 
Ausbildung in Vollzeit oder Teilzeit 

  
➢ Angabe des Ausbildungsbeginns und Ausbildungsendes 

 
→ es ist bitte grundsätzlich die Regelausbildungsdauer von 3 Jahren anzugeben.  
 
Beispiel:  
Ausbildungsbeginn am 01.09.2023 →Ausbildungsende am 31.08.2026 

 

Wichtiger Hinweis: 

idR beginnt die Ausbildung parallel zum neuen Schuljahr am 1.9. eines Jahres. 

Bei abweichendem Ausbildungsbeginn sind zwingend folgende Fristen zu  

beachten (Beschluss des Berufsbildungsausschusses vom 7.5.2025): 
 

Ausbildungsbeginn ab 2.4. bis 1.10.→ Sommer-Abschlussprüfung (bei 3 J. Ausbildung) 

(= schriftl. AP Mai, prakt. AP Juni/Juli) 

 

Ausbildungsbeginn ab 2.10. bis 1.4.→ Winter-Abschlussprüfung (bei 3 J. Ausbildung) 

(= schriftl. AP November, prakt. AP Januar des Folgejahres) 

 
➢ Wird die Ausbildungszeit zu Beginn verkürzt oder ist eine vorzeitige Zulassung zur 

Abschlussprüfung möglich, endet die Ausbildung am Tag der Bekanntgabe des 
Prüfungsergebnisses. (s. § 1 Nr. 2 und 3 – Rückseite des Vertrags) 

 
➢ ab 35 Stunden/Woche wird gem. BBiG von einer Ausbildung in Vollzeit ausgegangen. 

 

➢ im BBiG ist seit 2018 die Möglichkeit einer Teilzeitausbildung gesetzlich geregelt. 
Umgesetzt werden kann dies durch Kürzung der wöchentlichen oder der  täglichen 
Arbeitszeit um maximal 50 %. Bei entsprechender Anwendung verlängert sich in 
Folge die Dauer der       Teilzeitberufsausbildung entsprechend, höchstens jedoch bis 
zum Eineinhalbfachen der regulären Dauer, d. h. auf maximal 4,5 Jahre. 
 

➢ Davon abgesehen, ist eine vorzeitige Zulassung zur Abschlussprüfung möglich, 
solange 22 Monate (Vollzeit-) Ausbildung nicht unterschritten werden oder der 
Prüfungstermin max. 2 Monate vor Enddatum der Ausbildung liegt und somit min-
destens 20 Monate erreicht werden. 

 
 

C Vorbildung 

 

Die entsprechende Maßnahme (Berufsausbildung/Umschulung/Berufsvorberei-
tung) inklusive der Dauer und der Absolvierungsform (Voll-/Teilzeit) ist hier anzuge-
ben. Falls diese anerkannt abgeschlossen  wurde, ist der Nachweis beizufügen.  

Nur mit diesen Angaben kann die Tierärztekammer entscheiden, ob eine         
 Anrechnung möglich ist und damit die reguläre Ausbildungsdauer verkürzt werden 
kann. Der Anrechnungszeitraum zur Verkürzung kann nur 6 oder 12 Monate betra-
gen! Mehrere einzeln einer Verkürzung zugängliche Voraussetzungen können  je-
doch nicht derart addiert werden, dass eine Verkürzung auf unter 24 Monate ver-
tragliche Ausbildungsdauer erfolgt. Ausnahme hiervon bildet l ediglich eine vorzei-
tige Prüfungszulassung nach § 43 Abs. 1 Nr. 1 2. Halbsatz (Ausbildungsende ma-
ximal 2 Monate nach Prüfungstermin). 
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D Probezeit 

 
➢ Die Angabe der Dauer der Probezeit ist zwingender Vertragsbestandteil. 

 
➢ Die Probezeit muss mindestens 1 Monat und darf maximal 4 Monate betragen. 

 (§ 20 BBiG) 
 
 Eine Verlängerung der Probezeit ist nicht möglich ! 
 Ausnahme:  

Wird die Ausbildung während der Probezeit um mehr als 1/3 dieser Zeit  
unterbrochen, so verlängert sich die Probezeit um den Zeitraum der Unterbrechung.  
Da dies bei Vertragsschluss jedoch nicht vorhersehbar ist, ist eine nachträgliche An-
passung bei einer entsprechenden Unterbrechung notwendig. Bitte wenden Sie sich 
hierzu an Ihre Tierärztekammer. 

➢ Die in aktueller Fassung geltende Ausbildungsordnung schreibt in § 7 einen schrift-
lich geführten Ausbildungsnachweis vor, daher ist dieses Feld vorausgefüllt. 

 
 

E Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

  

➢ Sollten Sie die in der Verordnung über die Berufsausbildung zur/m Tiermedizini-
schen Fachangestellten vom 22. August 2005 festgelegten Inhalte der praktischen 
Ausbildung in Ihrer Ausbildungsstätte nicht vollständig gewährleisten können, 
müssen Sie dafür Sorge tragen, dass die fehlenden Ausbildungsinhalte in einer 
anderen Stätte vermittelt werden. Diese andere/n Stätte/n sowie die dort stattfin-
denden Ausbildungsmaßnahmen sind hier möglichst detailliert und mit den ent-
sprechenden Datumsangaben versehen anzugeben. Bei Bedarf ist auf einem ge-
sonderten Blatt fortzufahren. 

 
 

F Ausbildungsvergütung 

 
➢ Bitte beachten Sie zusätzlich die aktuellen Mantel- und Gehaltstarif verträge für TFA, 

deren Anwendung empfohlen wird und deren verbindliche Einbeziehung textlich im 
zur Verfügung gestellten Vertragsmuster erfolgt ist. 

 

Ausbildungsvergütung nach Tarifvertrag neu ab 13.9.2026 
(„ab Beginn des neuen Ausbildungsjahres 2026/2027- mit dem Ende der Sommerferien“) 
 

1. Ausbildungsjahr monatlich  € 1000,- 
2. Ausbildungsjahr monatlich € 1100,- 
3. Ausbildungsjahr monatlich € 1200,- 

 

Denken Sie bitte auch daran, bestehende Vergütungen nach tarifvertraglichen Vor-
schriften im laufenden Ausbildungsverhältnis jeweils  anzupassen.  

 

Zur Zahlung dieser Vergütung sind Sie auch verpflichtet, wenn eine nach § 3 Absatz 1 des Tarifvertrags-
gesetzes (TVG) geltende tarifvertragliche  Vergütungsregelung zwischen Ausbilder und Auszubildendem 
besteht. (§ 17 Abs. 3 BBiG). Diese gilt im Falle einer Tarifbindung – tarifgebunden  sind die Mitglieder der 
Tarifvertragsparteien (Auszubildende/r ist Mitglied  im vmf e.V. & Ausbildungspraxeninhaber ist Mitglied im 
bpt). 

 

➢ Darüber hinaus gilt eine absolute Untergrenze einer angemessenen (zu zahlen-

den) Vergütung, die mit der Überarbeitung des BBiG nach § 17 Abs. 2 neu defi-

niert wurde (=Monatsmindestvergütung). Die Höhe der Mindestausbildungsvergü-

tung hängt davon ab, in welchem Kalenderjahr die Ausbildung beginnt. 

Für den Zeitraum ab 13.9.2026: 
Ausbildungsbeginn 1. Ausbildungsjahr 2. Ausbildungsjahr 3. Ausbildungsjahr 
2026   € 800,-    € 880,-   € 977,- 
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Achtung: 
Nach § 17 Abs. 4 BBiG liegt die besagte Angemessenheit nur vor, wenn sie die Höhe der in einem Tarif-
vertrag geregelten Vergütung, in dessen Geltungsbereich das Ausbildungsverhältnis fällt (liegt vor – siehe 
Ausführungen am Anfang), an den der Ausbildende aber nicht gebunden ist, um nicht mehr als 20 % 
unterschreitet. 
 

Die Ausbildungsvergütung ist für den laufenden Monat bis spätestens zum letzten Ar-
beitstag dieses Monats (gekürzt um SV-, Rentenbeiträge, Steuern, etc.) auszuzahlen! 

 
 Ausbildung in Teilzeit: 

Bei Teilzeitberufsausbildung muss die Vergütungshöhe mindestens dem prozentua-
len Anteil an der Arbeitszeit entsprechen. Nach Überarbeitung des BBiG muss bei ei-
ner aufgrund Teilzeitausbildung verlängerten Ausbildung für Ausbildungszeiträume 
nach dem dritten Ausbildungsjahr jährlich keine Erhöhung der Vergütung vorgenom-
men werden (§ 17 Abs. 5 Satz 3 BBiG). 

 
 Hinweis: 

Jede Beschäftigung über die unter G vereinbarte, regelmäßige, tägliche Ausbildungs-

zeit hinaus ist besonders zu vergüten oder durch entsprechende Freizeitgewährung 
auszugleichen. 

 
 

G Ausbildungszeit 

 
➢ Die Angabe der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit ist im Ausbildungsvertrag 

verpflichtend! 
 
→ Aus dieser Angabe geht hervor, ob die Ausbildung an  

5-Tagen/Woche (arbeitstäglich Mo.-Fr.) oder  
6-Tagen/Woche (werktäglich Mo.-Sa.)   durchgeführt wird. 

 
→ Dies hat in Folge Auswirkung auf den Mindesturlaubsanspruch.  

Bitte beachten Sie unbedingt auch § 5 des Anhanges zum Ausbildungsvertrag (Rückseite des Ver-
tragsformulars). 

 
Vorgesehen ist im Vertragsmuster eine regelmäßige, wöchentliche Ausbildungszeit 
von 40 Stunden (§ 5 ArbzG). Bei jugendlichen Auszubildenden (< 18 Jahre) ist ein 
Abweichen davon grundsätzlich nicht zulässig! (§ 8 Abs. 1 JuArbSchG) 

 

Für minderjährige Auszubildende gilt: 
 
- grundsätzlich die 5-Tage-Woche. 
 

- der Samstag ist generell arbeitsfrei.  
 

- sie dürfen nicht an Sonn- und Feiertagen arbeiten. 
  Ausnahme: JArbschG § 16 Abs. 2 und Abs. 3 

 

- dürfen nicht mehr als 8 h täglich beschäftigt werden 
  (in Ausnahmefällen darf die tägliche Höchstarbeitszeit auf max. 8,5 Stunden verlängert werden, 
  wenn die Jugendliche an einzelnen Werktagen in derselben Woche weniger als 8 h beschäftigt 
  wird.) 

  Die tägliche Arbeitszeit umfasst die Zeit von Beginn bis Ende der täglichen Be- 
  schäftigung ohne die Ruhepausen. Die „Schichtzeit" (= tägliche Arbeitszeit unter  
  Hinzurechnung der Ruhepausen) darf 10 Stunden nicht überschreiten. 
 

- die wöchentliche Ausbildungszeit darf 40 Stunden nicht überschreiten. 
 

- Verbot der Nachtarbeit (JuArbSchG § 14) 

  (Jugendliche dürfen nicht in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr beschäftigt werden.) 
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Darüber hinaus und bezüglich der Verteilung der Arbeitszeit sind die Vorschriften des 

ArbzG zu beachten. Auch hier gilt – bei Tarifbindung (siehe F) könnte zwingend da-

von zugunsten der/s Auszubildenden abzuweichen sein. 
 
Bitte beachten Sie: 
 
Überstunden sind in der Ausbildung nicht vorgesehen. Die Ausbildungsinhalte sind 
in der vertraglich vereinbarte Ausbildungszeit zu vermitteln. 
Der Gesetzgeber hat jedoch die Möglichkeit des Entstehens von Übersunden in Betracht gezogen und 
über § 17 Abs. 7 BBiG der/dem Auszubildenden das Wahlrecht zur Auszahlung oder dem Ausgleich 
durch (zusätzliche) Freizeitgewährung gewährt. Gem. dem neugefassten § 11 BBiG ist dies explizit 
schriftlich niederzulegen.  
Seitens der/des Ausbildenden ist darauf zu achten, dass auch bei Überstunden der Ausbildungscharak-
ter immer im Vordergrund stehen muss. 

 
Auszubildende können auch keine Minusstunden „erwirtschaften“ und Minusstunden 
sind daher in der Ausbildung nicht zulässig. 
Beispiele:  
- Schickt die Ausbilderin/der Ausbilder den Auszubildenden nach Hause, wird dies 

als bezahlte Freistellung gewertet.  
- Soll die/der Auszubildende nicht erscheinen, wenn z.B. „nicht so viel los“ ist. Dies 

zählt auch als bezahlte Ausbildungszeit. 
- Eine Nachholung kann nicht verlangt werden. 
 
 
➔ Keine Beschäftigung bei vor 9 Uhr beginnendem Berufsschulunterricht. 
 
Anrechnung von Berufsschulzeiten auf die vertraglich vereinbarte Ausbildungszeit: 
- Für einen (den ersten) Berufsschultag in der Woche mit mehr als 5 Unterrichts-

stunden à 45 Min. die durchschnittliche, tägliche Ausbildungszeit  
(in der Regel 8 h), 

- davon abweichend (Unterricht weniger als 5 Stunden à 45 Min.) oder an weiteren 
Berufsschultagen die tatsächliche Unterrichtszeit einschließlich der Pausen sowie 
Freistunden zwischen diesen, 

- für Prüfungen die gesamte Teilnahmezeit einschließlich der Pausen, 
- Am Arbeitstag vor der schriftlichen Abschlussprüfung mit der durchschnittlichen 

täglichen Ausbildungszeit (in der Regel 8 h). 
Es erfolgt eine Freistellung an diesem Tag (=Arbeitstag vor der schriftlichen Prü-
fung). 

 
Weiterhin gilt, ergänzend zu diesen Anrechnungsregelungen, die Rechtsprechung be-
züglich der Anrechnung der Wegezeit von der Berufsschule zur Ausbildungsstätte, 
wenn an diesem Tag rechnerisch noch Ausbildung/Heranziehung zu Arbeitstätigkei-
ten möglich wäre- BAG Beschluss v. 26.03.2001 – 5 AZR 413/99): 
„2. Die Freistellung von der betrieblichen Ausbildung umfasst notwendigerweise auch 
die Zeiträume, in denen der Auszubildende zwar nicht am Berufsschulunterricht teil-
nehmen muss, aber wegen des Schulbesuchs aus tatsächlichen Gründen gehindert 
ist, im Ausbildungsbetrieb an der betrieblichen Ausbildung teilzunehmen.  
 
Dies betrifft insbesondere die Zeiten des notwendigen Verbleibs an der Berufsschule 
während der unterrichtsfreien Zeit und die notwendigen Wegezeiten zwischen Berufs-
schule und Ausbildungsbetrieb.“ 

 
 

H Urlaubsanspruch 

 
Je nach Festlegung der Ausbildungszeit auf Arbeits-/Werktage muss auch der Urlaub 
entsprechend gewährt werden: 
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   5-Tage-Woche → Urlaub ist in Arbeitstagen zu gewähren 
6-Tage-Woche → Urlaub ist in Werktagen zu gewähren 

 

 

Nach Tarifvertrag beträgt der Urlaubsanspruch pro Kalenderjahr: 
seit 1.1.2023  
 
29 Arbeitstage (5-Tage-Woche) 
34 Werktage  (6-Tage-Woche) 
 

 
Mindesturlaubsanspruch (pro Kalenderjahr, in welchem das Ausbildungsverhältnis 
mindestens 6 Monate ununterbrochen besteht), gem. Bundesurlaubsgesetz: 
20 Arbeitstage (5-Tage-Woche) 
24 Werktage (6-Tage-Woche) 
 

Bei minderjährigen Auszubildenden beträgt der reguläre Urlaubsanspruch nach § 
19 JArbSchG unter Beachtung der 5-Tage-Woche und des Arbeitsverbotes an 
Samstagen, Sonntagen: 
  
1. Mindestens 25 Arbeitstage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahrs 

noch nicht 16 Jahre alt ist, 
2. Mindestens 23 Arbeitstage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahrs 

noch nicht 17 Jahre alt ist, 
3. Mindestens 21 Arbeitstage, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahrs 

noch nicht 18 Jahre alt ist. 
 

Auch hier gilt - bei Tarifbindung (siehe F) könnte zwingend davon zugunsten der/s 

Auszubildenden abzuweichen sein (nur bei 3.). Bei Jugendlichen gilt immer die für 
diese günstigere Regelung, entweder nach JuArbSchG oder nach Tarifvertrag. 

 
 
Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind 
auf volle Urlaubstage aufzurunden. 
 
 

J Betriebsnummer 

 
➢ 8-stellig 
 

Hier ist die Betriebsnummer einzutragen, die Ihnen durch die Agentur für Arbeit bei 
der Anmeldung Ihrer Angestellten/Auszubildenden zur Sozialversicherung für die  
Ausbildungsstätte zugeteilt wurde.  
Sollten Sie die Mitarbeiterverwaltung an ein externes Lohnbüro/Steuerberater ausge-
lagert haben, fragen Sie bitte bei diesem nach. 
Ohne Angabe dieser Betriebsnummer kann das Ausbildungsverhältnis nicht 
durch die zuständige Stelle eingetragen werden. 
 
 

Vertragsunterzeichnung 

 
Bei minderjährigen Auszubildenden ist bitte zu beachten, dass der Ausbildungsvertrag zu-
sätzlich von beiden erziehungsberechtigten Elternteilen zu unterzeichnen ist (auch nach 
Trennung). Sollte ein Elternteil allein erziehungsberechtigt sein, ist hierüber bitte ein schriftli-

cher Nachweis zu erbringen. 


